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Sachgebiet 8251 


Vorblatt 


Fünfte Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Die Finanzierung der Altershilfe für Landwirte ist gesetzlich 
nur bis Ende 1970 sichergestellt. Der vorliegende Gesetzentwurf 
regelt die Finanzierung für die Jahre 1971/1972. Außerdem hält 
die Bundesregierung eine Verbesserung der Voraussetzungen 
für die Landabgaberente für erforderlich. 


B. Lösung 

Die Bundeszuschüsse werden für die Jahre 1971 und 1972 in 
steigender Höhe festgesetzt. Die Beiträge werden für 1971 wie 
für 1970 auf 27 DM und für 1972 auf 30 DM monatlich fest- 
gesetzt. 

Der begünstigte Betriebsgrößenbereich für die Landabgabe- 
rente wird verdoppelt. Für die aufnehmenden Betriebe wird zur 
Verstärkung des Struktureffekts eine Mindestgröße bestimmt. 
Die Landabgaberente wird von 275 DM für den verheirateten 
und 180 DM für den unverheirateten Berechtigten auf 350 DM/ 
230 DM monatlich erhöht. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine 
Erhöhung auch des Altersgeldes und die Wiedereinführung der 
vollen Defizithaftung des Bundes zu prüfen. 


D. Kosten 

Die Altershilfe für Landwirte ist mit den unter B. genannten 
Maßnahmen, die, soweit sie den Bundeshaushalt betreffen, in 
der mittelfristigen Finanzplanung enthalten sind, gedeckt. Ein 
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Mehrbedarf besteht für die xMaßnahmen bei der Landabgabe- 
rente und zwar 1971 in Höhe von 16 Millionen DM, 1972 in Höhe 
von 42 Millionen DM, 1973 in Höhe von 69 Millionen DM und 
1974 in Höhe von 62 Millionen DM. Der Mehrbedarf für das 
Haushaltsjahr 1971 wird aus dem Plafond des Einzelplans 10 
gedeckt; der Mehrbedarf für die folgenden Jahre wird dem 
degressiven Teil des DM-Aufwertungsausgleichs entnommen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juni 1970 

111/ 1 — 70007 — Al 4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentv/urf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu- 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zuletzt geändert 
durch das Vierte Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte vom 29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1017), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „1" durch die 
Zahl „2" ersetzt. 

2. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitrag ist für alle Beitragspflichtigen 
gleich. Er beträgt für 1970 und 1971 monatlich 
27 Deutsche Mark und für 1972 monatlich 30 
Deutsche Mark.“ 


3. § 13 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 13 zu leistenden Bundesmittei 
betragen für das Kalenderjahr 1970 höchstens 
639 000 000 Deutsche Mark, für das Kalenderjahr 
1971 höchstens 660 000 000 Deutsche Mark und 
für das Kalenderjahr 1972 höchstens 665 000 000 
Deutsche Mark.“ 


4. In § 32 werden nach dem Wort „Buches“ die 
Worte „sowie des § 1542“ eingefügt. 

5. In § 41 Abs. 1 Buchstabe e werden die Worte 
„das Doppelte“ durch die Worte „das Vierfache" 
ersetzt. 


6. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „ist" die Worte „und das von ihm 


bewirtschaftete landwirtschaftliche Unter- 
nehmen während dieser Zeit mindestens das 
Doppelte der nach § 1 Abs. 4 festgesetzten 
Mindesthöhe erreicht hat oder durch die Land- 
aufnahme mindestens das Dreifache der nach 
§ 1 Abs. 4 festgesetzten Mindesthöhe errei- 
chen wird" eingefügt. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „in dem Pacht- 
vertrag oder in dem Vertrag, durch den ein 
anderes Nutzungsverhältnis begründet wird," 
gestrichen. 

7. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landabgaberente beträgt für den 
verheirateten Berechtigten 350 Deutsche 
Mark, für den unverheirateten Berechtigten 
230 Deutsche Mark monatlich. § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Vollendet der Empfänger einer Land- 
abgaberente das 65. Lebensjahr und erfüllt 
er die Voraussetzungen für ein Altersgeld 
oder vorzeitiges Altersgeld, so stellt die land- 
wirtschaftliche Alterskasse diese Leistung von 
Amts wegen fest." 


Artikel 2 
§ 1 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. 

Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf enthält die Regelung über die 
Finanzierung der landwirtschaftlichen Altershilfe für 
die nächsten Jahre und bringt Verbesserungen bei 
der Landabgaberente. 

Die Änderungen bezüglich der Landabgaberente bil- 
den den Schwerpunkt dieses Entwurfs. Der sich in 
der Landwirtschaft vollziehende Strukturwandel soll 
stärker als bisher durch diese Maßnahme gefördert 
werden. Durch eine Erweiterung der oberen Grenze 
des begünstigten Betriebsgrößenbereichs sowie eine 
Erhöhung der Landabgaberente werden der an- 
spruchsberechtigte Personenkreis und der Anreiz 
zur Inanspruchnahme der Landabgaberente erhöht. 

B. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Durch Artikel 1 § 1 Nr. 4 des Dritten Rentenversiche- 
rungs-Änderungsgesetzes vom 28. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 956) ist in § 1244 RVO ein neuer Absatz 1 ein- 
gefügt worden. Der bisherige Absatz 1 ist Absatz 2 
geworden. Demgemäß ist das Zitat entsprechend zu 
ändern. 

Zu Nummer 2 

Der monatliche Beitrag für 1971 beträgt wie bereits 
für 1970 27 DM. Für 1972 wird auf Grund der zu er- 
wartenden Gesamtaufwendungen unter Berücksich- 
tigung der in § 13 a Abs. 1 vorgesehenen Bundes- 
mittel eine Erhöhung des Beitrags auf 30 DM monat- 
lich erforderlich. 

Zu Nummer 3 

Die Neufassung des § 13 a Abs. 1 bestimmt über das 
Kalenderjahr 1970 hinaus für 1971 und 1972 die vom 
Bund zur landwirtschaftlichen Altershilfe zu leisten- 
den Bundesmittel. Entsprechend der Finanzplanung 
des Bundes sind die Höchstbeträge 

für 1970 auf 639 Millionen DM 
für 1971 auf 660 Millionen DM und 
für 1972 auf 665 Millionen DM 
festgesetzt. 

Zu Nummer 4 

Es hat sich gezeigt, daß auch in der Altershilfe für 
Landwirte Fälle auftreten, in denen die landwirt- 
schaftliche Alterskasse — etwa infolge eines Ver- 
kehrsunfalles — ein vorzeitiges Altersgeld gewährt 


und für den Leistungsempfänger gleichzeitig ein 
Schadensersatzanspruch nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften besteht. Die hier vorgesehene Ein- 
fügung des § 1542 RVO bewirkt, daß entsprechend 
der Regelung in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen auch in der Altershilfe für Landwirte der 
Schadensersatzanspruch kraft Gesetz insoweit auf 
die landwirtschaftliche Alterskasse übergeht, als 
diese Leistungen nach dem Gesetz über eine Alters- 
hilfe für Landwirte gewährt. 

Zu Nummer 5 

I 

j Nach geltendem Recht erhalten nur solche landwirt- 
I schaftlichen Unternehmer Landabgaberente, deren 
I Unternehmen das Doppelte der Mindesthöhe einer 
I Existenzgrundlage nach § 1 Abs. 4 nicht überschritten 
I hat. Die bisherigen Erfahrungen der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen mit der Landabgaberente las- 
sen erkennen, daß die Leistungsvoraussetzungen 
innerhalb dieses Betriebsgrößenbereichs nur von 
relativ wenig landwirtschaftlichen Unternehmern 
I erfüllt werden können. Zur Erzielung einer nach- 
I haltigeren agrarstrukturellen Wirkung und einer Be- 
I schleunigung des strukturellen Anpassungsprozes- 
ses der Landwirtschaft soll daher der begünstigte 
I Betriebsgrößenbereich bis zur vierfachen Mindest- 
; höhe einer Existenzgrundlage erweitert werden. 

! Zu den potentiell Begünstigten gehören damit rd. 
i 54 v. H. aller landwirtschaftlichen Unternehmer. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Änderung 
' sind im Teil C erläutert. 

I 

Zu Nummer 6 

! Abgabe zum Zwecke der Strukturverbesserung ist 
' nach geltendem Recht u. a. die Veräußerung, Ver- 
I Pachtung oder sonstige Nutzungsüberlassung an 

■ einen Unternehmer, der seit mindestens einem Jahr 
I ein landwirtschaftliches Unternehmen mit einer Exi- 
I Stenzgrundlage nach § 1 Abs. 4 bewirtschaftet. Diese 
j Eingangsschwelle für das landaufnehmende Unter- 
nehmen wird auf die doppelte Mindesthöhe einer 

■ Existenzgrundlage nach § 1 Abs. 4 heraufgesetzt, 
i Von dieser Voraussetzung werden diejenigen land- 
, wirtschaftlichen Unternehmen mit der einfachen bis 

unter zweifachen Mindesthöhe ausgenommen, die 
durch die Landaufnahme die dreifache Mindesthöhe 
erreichen. Hierdurch soll eine zu große Zersplitte- 
rung in der Verwendung des frei werdenden Landes 
verhindert werden. Zugleich soll erreicht werden, 
daß die Aufstockungsflächen landwirtschaftlichen 
Unternehmen zufließen, die entwicklungsfähig sind. 
Die weitere Änderung in § 42 Abs. 1 trägt prakti- 
schen Bedürfnissen Rechnung. Sie ermöglicht die 
Einräumung des Vorkaufsrechts auch außerhalb des 
Pachtvertrages oder des Vertrages, durch den ein 
anderes Nutzungsverhältnis begründet wird. 
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Zu Nummer 7 


C. 


Die relativ geringe Inanspruchnahme der Land- 
abgaberente in der Vergangenheit beruht u. a. dar- , 
auf, daß die Höhe der Landabgaberente noch keinen 
genügenden Anreiz zur Unternehmensabgabe bietet. 
Die Gesamteinnahmen der Empfänger von Land- 
abgaberente reichen in den meisten Fällen zur Siche- i 
rung der Existenz nicht aus. Die Landabgaberente . 
soll daher auf monatlich 350 DM für Verheiratete i 
und 230 DM für Unverheiratete erhöht werden. Es | 
ist zu erwarten, daß diese Leistungsverbesserung | 
die Bereitschaft zur Landabgabe wesentlich erhöhen | 
wird. I 

Durch die entsprechende Anwendung des § 4 Abs. 2 
wird erreicht, daß für die ersten drei Monate nach 
dem Tode eines Ehegatten dem überlebenden Ehe- ! 
gatten die Landabgaberente in der für Verheiratete ! 
geltenden Höhe weiter gewährt wird. | 

Die Einfügung des Absatzes 2 a stellt klar, daß eine i 
Anrechnung von Altersgeld oder vorzeitigem Alters- 
geld auch dann zu erfolgen hat, wenn die Voraus- 
setzungen für eine dieser Leistungen erst während 
des Bezuges von Landabgaberente eintreten. Um das 
Verfahren in diesen Fällen mit möglichst wenig Ver- 
waltungsaufwand durchführen zu können, ist auf die 
Vollendung des 65. Lebensjahres abgestellt und vor- 
gesehen, daß die landwirtschaftlichen Alterskassen 
von Amts wegen tätig werden. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Änderungen 
sind im Teil C erläutert. 


Zu Artikel 2 

§ 1 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 


§ 2 

bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes für den Tag 
nach Verkündung des Gesetzes. 


Finanzielle Begründung 

Kosten werden nur durch die Änderungen im Be- 
reich der Landabgaberente verursacht. Die vor- 
gesehene Erhöhung der Landabgaberente und die 
Erweiterung des begünstigten Betriebsgrößenbe- 
reichs wird der Haushaltslage des Bundes gerecht. 
Der Mittelbedarf für die Landabgaberente wird in 
den Jahren 1971 bis 1974 geschätzt auf (in Mil- 
lionen DM): 

1971 1972 1973 1974 

60 101 144 137 

Im Finanzplan 1969 bis 1973 sind eingeplant: 

44 59 75 (75) 

Mithin verbleibt ein Mehrbedarf von 

16 42 69 62 

Der Mehrbedarf für das Haushaltsjahr 1971 wird 
aus dem Plafonds Einzelplan 10 gedeckt. Der Mehr- 
bedarf für die Haushaltsjahre ab 1972 wird dem 
degressiven Teil des DM-Aufwertungsausgleichs 
(Kap. 10 02 Tit. 682 08) entnommen. Eine zusätzliche 
Belastung des Bundeshaushalts tritt also dadurch 
nicht ein. 

Alle anderen Vorschriften haben keine nennens- 
werten kostenwirksamen Folgen. Länder und Ge- 
meinden werden mit Kosten nicht belastet. 

Die konjunkturelle Situation, die um die Jahres- 
wende 1970/71 gegeben sein wird, läßt sich gegen- 
wärtig noch nicht abschätzen. Es ist deshalb auch 
nicht möglich, die Auswirkungen dieses Gesetzes 
auf Einzelpreise und Preisniveau heute schon vor- 
auszusagen. Die Bundesregierung hält jedoch unab- 
hängig von der konjunkturellen Situation Verbesse- 
rungen bei der Landabgaberente aus strukturpoliti- 
schen Gründen für notwendig. Sie ist der Auffas- 
sung, daß diese Maßnahmen zumindest mittelbar zu 
einem besseren Ausgleich von gesamtwirtschaft- 
licher Nachfrage und gesamtwirtschaftlichem An- 
gebot beitragen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob das Al- 
tersgeld mit der Beitragserhöhung ab 1. Januar ! 
1972 für den verheirateten Berechtigten auf 240 ] 
Deutsche Mark, für den unverheirateten Berech- | 
tigten auf 160 Deutsche Mark monatlich erhöht | 
werden kann. | 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß er schon bei 
der Beratung des Vierten Gesetzes zur Änderung ; 
und Ergänzung des Gesetzes über eine Alters- i 
hilfe für Landwirte nachdrücklich für eine Ak- 
tualisierung der Altersgelder für Landwirte ein- 
getreten ist [Drucksache 83/69 (Beschluß)]. 

Da eine Erhöhung erst ab 1. Januar 1972 in Kraft 
treten soll, ist eine entsprechende Einplanung in 
die mittelfristige Finanzplanung möglich. 

Ferner wird gebeten zu prüfen, ob die volle 
Defizithaftung des Bundes wieder eingeführt 
werden kann, 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 41 Abs. 1) 

In Nummer 5 ist das Wort „Vierfache" durch 
das Wort „Fünffache" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Beschränkung der Landabgaberente auf Be- 
triebe mit einem Einheitswert bis zum Vierfachen 
der Mindesthöhe, also auf etwa 16 bis 18 ha, 
reicht zur Erzielung einer nachhaltigeren agrar- 
strukturellen Wirkung und einer Beschleunigung 
des agrarstrukturellen Anpassungsprozesses der 
Landwirtschaft nach den bisherigen Erfahrungen 
nicht mehr aus. Es ist erforderlich, allen Land- 
wirten die Trennung von ihrer landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit zu erleichtern, deren Be- 
triebe als übergangsbetriebe anzusehen sind und 
keine ausreichende und entwicklungsfähige Exi- 
stenzgrundlage mehr bieten. Die Leiter dieser 
Betriebe bewirtschaften vielfach nur deshalb ihre 
Flächen, weil sie existenziell nicht genügend ge- 
sichert sind. Hierbei handelt es sich jedoch in be- 
stimmten Gebieten schon um Betriebe von 20 ha 
und darüber. Zur Erreichung des angestrebten 
sozial- und strukturpolitischen Effektes, insbe- 
sondere auch im Interesse einer stärkeren Boden- 
mobilisierung, muß die obere Grenze auf das 
Fünffache der Mindesthöhe angehoben werden. 
Der Mehrbedarf hält sich im Rahmen der Schät- 
zungen der für das Fünfte Änderungsgesetz be- 
nötigten Mittel. 


3. Zu Artikel 1 Nr, 7 b (§ 44) 

In Buchstabe b sind in Absatz 2 a die Worte 
„oder vorzeitiges Altersgeld" zu streichen. 


Begründung 

Die vorgesehene Feststellung des allgemeinen 
Altersgeldes von Amts wegen würde voraus- 
sichtlich keine verwaltungsmäßigen Schwierig- 
keiten bereiten. Diese dürften jedoch bei der 
Feststellung zu erwarten sein, ob die Voraus- 
setzungen für ein vorzeitiges Altersgeld erfüllt 
sind. Zur Prüfung der Frage, ob Erwerbsunfähig- 
keit im Sinne des § 1247 Abs. 2 RVO (vgl. § 2 
Abs. 2 Buchstabe a GAL) vorliegt, müßten die 
landwirtschaftlichen Alterskassen in den meisten 
Fällen ärztliche Untersuchungen veranlassen. An 
einer solchen Untersuchung dürften die Land- 
abgaberentner aber nicht interessiert sein, weil 
nach § 44 Abs. 2 GAL bei Bezug eines Alters- 
geldes die Landabgaberente um den Betrag des 
Altersgeldes gekürzt wird. Eine Rechtsgrundlage 
für nachteilige Maßnahmen gegenüber dem Be- 
zieher einer Landabgaberente bei Verweigerung 
einer ärztlichen Untersuchung ist nicht vorhan- 
den. Ferner bleibt die Frage offen, in welchen 
zeitlichen Abständen bei Nichtvorliegen von Er- 
werbsunfähigkeit von den Alterskassen erneut 
ärztliche Untersuchungen veranlaßt werden 
müßten. 


4. Zu Artikel 2 § 2 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 2 

Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a tritt am ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Monats in 
Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft." 

Begründung 

Nach der Vorlage soll auch Artikel 1 Nr. 7 Buch- 
stabe a am Tage nach der Verkündung in Kraft 
treten. Es könnte streitig sein, ob bei Inkraft- 
treten im Laufe eines Monats die erhöhte Land- 
abgaberente nur für den restlichen Teil des 
Monats oder für den ganzen Monat in entspre- 
chender Anwendung der §§ 46 und 10 Abs. 2 
GAL zu zahlen ist. Durch die vorgeschlagene 
Fassung wird diese Unklarheit beseitigt. 
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5. Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie im Inter- 
esse der Koordinierung aller Maßnahmen zur 
Agrarstrukturverbesserung die hierfür in den 
Ländern zuständigen Behörden am Verfahren 
nach § 41 (Landabgaberente) beteiligt werden 
können. 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur fallen in die Zuständigkeit der Länder 
und sind von diesen zu koordinieren. Das gilt 
insbesondere im Hinblick auf die Förderung der 
langfristigen Verpachtung, die als strukturver- 
bessernde Maßnahme die gleiche Zielsetzung wie 
die Förderung der Landabgabe hat. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Prüfung der in der Entschließung zum Ausdruck ge- 
brachten Anliegen im Rahmen dieses Gesetzentwurfs 
nicht erfolgen sollte. Die Festsetzung der Beiträge 
und Bundeszuschüsse für die Jahre 1971 und 1972 
war erforderlich, um die Finanzierung der Leistun- 
gen in der Altershilfe für Landwirte für die nächsten 
Jahre sicherzustellen. 

In der Entschließung werden Fragen angesprochen, 
die weitreichende Auswirkungen haben. Eine Er- 
höhung des Altersgeldes in dem aufgezeigten Um- 
fang würde erhebliche Mehraufwendungen erfor- 
dern. Allein für das Jahr 1972 ergäbe sich ein auch 
durch die mittelfristige Finanzplanung nicht gedeck- 
ter Mehrbedarf von rd. 360 Millionen DM. Die In- 
anspruchnahme so hoher zusätzlicher Bundesmittel 
kann nicht unabhängig von anderen wichtigen 
agrarsozialen Vorhaben, wie z. B. der gesetzlichen 
Regelung des Krankenversicherungsschutzes für 
Landwirte, insbesondere für Altenteiler, gesehen 
werden. Erst nach Abstimmung aller Maßnahmen 
kann unter Berücksichtigung der finanziellen Mög- 
lichkeiten entschieden werden, in welcher Weise 
und gegebenenfalls in welcher Reihenfolge hier Lö- 
sungen erfolgen können. 


Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Innerhalb des Betriebsgrößenbereichs bis zur vier- 
fachen Mindesthöhe befinden sich 54 v. H. aller 
Alterskassenbetriebe. Die Erweiterung der oberen 
Grenze auf das Vierfache der Mindesthöhe des be- 
günstigten Betriebsgrößenbereichs dürfte deshalb 


1 ausreichen, um den erwünschten nachhaltigen agrar- 
j strukturellen Effekt zu erzielen. 

Die Ausdehnung auf die fünffache Mindesthöhe wird 
7. Z. nicht für erforderlich gehalten. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5. 

Die Landabgaberente ist eine soziale Maßnahme zur 
Förderung des Strukturwandels der Landwirtschaft. 
Sie wird von den Alterskassen durchgeführt. Als 
eine der Leistungsvoraussetzungen hat der Antrag- 
steller nachzuweisen, daß das landwirtschaftliche 
Unternehmen gemäß § 42 GAL für Zwecke der 
Strukturverbesserung abgegeben worden ist. Die 
Alterskassen selbst nehmen keinen Einfluß auf die 
Art der Abgabe. Den Ländern bleibt es unbenom- 
men, ihrerseits im Rahmen ihrer Agrarstrukturpoli- 
tik auf die Abgabewilligen einzuwirken. Im übrigen 
sind von 19 landwirtschaftlichen Alterskassen 14 
landesunmittelbare Körperschaften. Auch aus dem 
Bereich der fünf bundesunmittelbaren landwirt- 
schaftlichen Alterskassen sind der Bundesregierung 
: Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit den ver- 
; antwortlichen Länderbehörden nicht bekanntgewor- 
den. 

Die Förderung der langfristigen Verpachtung durch 
; Prämie wird durch die Länder in eigener Zuständig- 
keit durchgeführt. 

; Eine Koordinierung aller weiteren beabsichtigten 
sozialpolitischen Maßnahmen zur Förderung des 
i Strukturwandels der Landwirtschaft wird von der 
i Bundesregierung mit besonderem Nachdruck ver- 
I folgt werden. 
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